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In der Sow
jetischen Besatzungszone (SBZ) w

ird die  
D

eutsche D
em

okratische R
epublik (D

D
R

) gegründet. Aus den  
w

estlichen Besatzungszonen w
ar bereits am

 23. M
ai 1949 m

it Inkraft­
treten des G

rundgesetzes die Bundesrepublik Deutschland (BRD)  
hervorgegangen. Für W

est­Berlin bleibt der alliierte Sonderstatus  
erhalten, O

st­Berlin w
ird zur Hauptstadt der DDR (D

 S. 1). 
M

enschen im
 ganzen Land streiken und dem

onstrieren für 
Freiheit und bessere Lebensbedingungen. Die sow

jetische Besatzungs­
m

acht erklärt den Ausnahm
ezustand und schlägt den Volksaufstand 

m
it G

ew
alt nieder, w

obei m
indestens 55 M

enschen sterben. 

Von Septem
ber 1949 bis August 1961 fliehen 2,8 M

illionen 
M

enschen aus der DDR in die BRD („Republikflucht“). Die SED-Führung  
reagiert m

it dem
 M

auerbau (D
 S. 6).

W
irtschaftliche und gesellschaftliche Erneuerungsbestre-

bungen der SED-Führung unter W
alter Ulbricht bleiben in den Anfängen 

stecken und scheitern am
 Reform

unw
illen des SED-Apparates. 

Am
 8. M

ai geht m
it der bedingungslosen Kapitulation der W

ehrm
acht 

der Zw
eite W

eltkrieg in Europa zu Ende. Deutschland w
ird von den alliier­

ten Siegerm
ächten Frankreich, G

roßbritannien, Sow
jetunion und USA in 

vier Besatzungszonen aufgeteilt, Berlin in vier Sektoren. 

H
istorische W

egm
arken

Sozialistische Planw
irtschaft 

G
em

äß der sozialistischen Ideologie w
urde auch die W

irtschaft 
um

gebaut: 

 · D
ie staatlichen W

irtschaftsinstanzen bestim
m

ten unter  
Leitung der SED

 m
ithilfe von Plänen (z. B

. „Fünfjahrplan“) 
die Produktion und V

erteilung aller G
üter und D

ienst­
leistungen und legten deren Preise verbindlich fest. 
 · N

ach 1945 w
urde die G

roßindustrie durch die sow
jetische 

B
esatzungsm

acht enteignet, schrittw
eise in V

olkseigene 
B

etriebe (V
EB

) überführt und som
it verstaatlicht. Privat­

betriebe w
urden nach und nach zurückgedrängt. 

 · D
er G

roßgrundbesitz w
urde ab 1945 durch eine B

odenreform
 

neu aufgeteilt. „Einzelbauern“ m
ussten sich 1960 zu Land-

w
irtschaftlichen P

roduktionsgenossenschaften (LP
G

) 
zusam

m
en schließ

en (Zw
angskollektivierung). So entstand 

eine m
oderne agrarische G

roßproduktion. 

D
ie zentrale Planung der W

irtschaft w
ar ineffi

zient und bürokra­
tisch. D

er W
egfall von Konkurrenz verhinderte Leistungsanrei­

ze. 1972 w
urden die m

eisten Privatbetriebe enteignet, dadurch 
verstärkten sich die Versorgungsproblem

e. Aus dem
 strengen 

Festhalten an der Preisstabilität, ständig steigenden Löhnen 
und den nicht gegenfinanzierten Sozialleistungen resultierte  
ein M

angel an W
aren und D

ienstleistungen aller Art. Für stark 
nachgefragte G

üter w
ie Autos gab es lange W

artelisten. 

 
T

rotz aller Problem
e verfügte die D

D
R

 zum
 Teil über eine  

 
hochentw

ickelte Industrie, etw
a in der C

hem
ie­, Elektro­  

und Textilbranche sow
ie im

 M
aschinenbau, der Feinm

echanik 
und O

ptik. In den 1980er Jahren w
ar m

an in der technologischen 
Entw

icklung jedoch so w
eit zurückgefallen, dass die Produkte 

nicht m
ehr w

eltm
arktfähig w

aren. 

Scheitern der D
D

R
D

ie D
D

R scheiterte nicht zuletzt an dem
 selbst gesteckten  

Anspruch ihrer G
ründergeneration, das „bessere D

eutschland“ 
zu sein. Fünf w

ichtige Faktoren spielten eine Rolle für das 
Scheitern der D

D
R: 

1) M
angelnde Legitim

ation
D

ie DDR konnte sich zu keinem
 Zeitpunkt ihrer Existenz auf eine 

dem
okratische M

ehrheit innerhalb der eigenen Bevölkerung  
stützen. Alle W

ahlen seit 1950 fanden nach einer von der SED  
zusam

m
engestellten Einheitsliste statt. Das Ergebnis von rund  

99 Prozent Zustim
m

ung stand vorher fest.

2) U
nklare Identität

D
ie SED

-Führung versuchte ab 1972, die DDR als eigene N
ation 

m
it eigenen regionalen Traditionen zu definieren. D

iese Ideologie 
schlug jedoch in der Bevölkerung kaum

 W
urzeln. 

3) W
irtschaftlicher N

iedergang
Alle Versuche, die Planw

irtschaft effizienter zu gestalten, schei­
terten an der Reform

unfähigkeit des politischen System
s. D

er 
DDR gelang es nie, die an w

estlichen Konsum
vorstellungen  

ausgerichteten Bedürfnisse ihrer Bevölkerung zu erfüllen. 

4) Perm
anente Verletzung der M

enschen- und B
ürgerrechte

Jeder Versuch einer tiefgreifenden D
em

okratisierung gefährdete 
die M

acht der SED und w
ar desw

egen zum
 Scheitern verurteilt. 

5) Auflösung des O
stblocks

D
ie DDR w

ar historisch gesehen ein Produkt des Kalten Krieges,
also des globalen Konflikts zw

ischen den m
arktw

irtschaftlich  
und dem

okratisch orientierten Staaten unter Führung der USA 
(„W

estm
ächte“) und der kom

m
unistischen Sow

jetunion und ihren 
Satellitenstaaten („O

stblock“). D
er in den 1980er Jahren einset­

zende Zerfall des O
stblocks trug auch zum

 Ende der DDR bei.

M
arxism

us-Leninism
us

U
m

 ihre H
errschaft zu legitim

ieren, bezog sich die SED auf den 
„M

arxism
us-Leninism

us“ als ideologische G
rundlage. Er w

urde 
als w

issenschaftliches System
 verstanden, m

it dem
 die gesell­

schaftliche Entw
icklung allgem

eingültig erklärt und vorherseh­
bar gem

acht w
erden könne. D

ie Lehre galt m
it den W

orten 
Lenins als „allm

ächtig, w
eil sie w

ahr ist“ und w
ar ein verbind-

liches Studienfach für Studierende aller Fachrichtungen. 

Zentrale Begriffe und ihre Bedeutung:

1. K
apitalism

us = ein System
 der A

usbeutung und U
nter­

drückung, das durch Privateigentum
 an Produktionsm

itteln 
gekennzeichnet und durch die R

evolution der „ausgebeuteten 
K

lassen“ (= Proletariat) zu überw
inden ist

2. Im
perialism

us = das höchste und letzte Stadium
 des K

apita­
lism

us, in dem
 G

roßm
ächte w

ie die U
SA

 gem
einsam

 m
it den 

groß
en M

onopolen (m
arktbestim

m
ende G

roßkonzerne) nach 
der W

eltherrschaft greifen 
3. Sozialism

us = die „D
iktatur des Proletariats“, die durch 

G
em

eineigentum
 an den w

ichtigsten Produktionsm
itteln 

gekennzeichnet ist und im
 unversöhnlichen G

egensatz zum
 

K
apitalism

us steht
4. K

om
m

unism
us = klassenlose G

esellschaft nach dem
 w

elt­
w

eiten Sieg des Sozialism
us 

 
K

arl M
arx (1818 – 1883) und Friedrich Engels (1820 –  

 
1895) verfassten 1848 gem

einsam
 das „M

anifest der K
om

­ 
m

unistischen Partei“, das als G
rundlagenw

erk des M
arxism

us 
gilt. W

ladim
ir Iljitsch Lenin (1870 – 1924) entw

ickelte den 
M

arxism
us m

it eigenen W
erken w

eiter (z. B
. „Staat und R

evo­ 
lution“), führte die R

ussische O
ktoberrevolution (1917) an und 

w
urde zum

 G
ründer der Sow

jetunion. 

U
m

strittenes Erinnern
W

ie soll m
an sich heute an die D

D
R erinnern? D

ie Frage ist 
im

m
er w

ieder G
egenstand hitziger D

ebatten. D
ie einen w

eisen 
darauf hin, dass das Leben in der D

D
R nicht ausschließlich 

unfrei w
ar und auch positive Aspekte hatte. Andere fordern, 

das in der D
D

R verübte U
nrecht als solches zu benennen und 

aufzuarbeiten. D
ieser Kam

pf um
 die „D

eutungshoheit zur D
D

R“ 
lässt sich an einigen Stichw

orten verdeutlichen: 

Alltag: D
ie U

nterdrückung durch SED und M
fS haben viele 

M
enschen im

 Alltag nicht w
ahrgenom

m
en, und versucht,  

jenseits von Politik und Ideologie ihr Leben zu gestalten. D
ies 

erscheint vielen ehem
aligen D

D
R­Bürger/­innen im

 Rückblick 
als idyllischer Zustand. 

„Antifaschism
us“: Ihrem

 Selbstverständnis nach w
ar die D

D
R 

ein antifaschistischer Staat und dam
it offi

ziell frei von Rassis­
m

us und Rechtsextrem
ism

us. U
m

 dieses Bild aufrechtzuerhal­
ten, w

urden rassistische Vorfälle verschleiert.

Friedenspolitik: Frieden galt als oberstes G
ebot für die SED, 

doch zugleich lautete die Losung: „D
er Frieden m

uss bew
affnet 

sein.“ Faktisch w
ar die G

esellschaft, nicht zuletzt auch das 
Bildungssystem

, in hohem
 M

aße m
ilitarisiert. 

Solidarität: Es gab in der D
D

R einen großen Zusam
m

enhalt 
unter Kolleginnen, Freunden und Fam

ilie. Allerdings fußte die­
ser nicht zuletzt auf dem

 allgegenw
ärtigen M

angel an G
ütern 

und D
ienstleistungen. 

Soziale Sicherheit: D
ie niedrigen M

ieten, die günstige Kinder­
betreuung oder auch die staatlichen Kredite für Eheleute  
garantierten soziale Sicherheit. D

iese Subventionierung trug 
jedoch zum

 w
irtschaftlichen N

iedergang der D
D

R bei.

Parteidiktatur der SED
In der D

D
R lag alle politische M

acht in den H
änden der Sozia­

listischen Einheitspartei D
eutschlands (SED), die 1946 aus der 

Zw
angsvereinigung der Kom

m
unistischen Partei (KPD) und  

der Sozialdem
okratie (SPD) hervorgegangen w

ar. D
ie übrigen 

Parteien („Blockparteien“) hatten kaum
 M

itspracherechte,  
w

eshalb m
an von einer Parteidiktatur sprechen kann. O

berstes 
M

achtorgan des Staates w
ar das Politbüro des Zentralkom

i-
tees (ZK

) der SED, das alle w
ichtigen Fragen entschied. D

ie 
SED beanspruchte und praktizierte die Vorherrschaft in allen 
Be reichen des gesellschaftlichen Lebens, w

as sich nicht zuletzt 
im

 ideologisch geprägten Erziehungssystem
 w

iderspiegelte. 

U
nterhalb des Politbüros existierte eine D

oppelstruktur von 
Partei- und Staatsapparat. D

ie Instanzen der Partei w
aren 

dabei allen staatlichen G
rem

ien (Exekutive, Legislative, Judika­
tive) gegenüber w

eisungsberechtigt. Ü
ber die Besetzung von 

w
ichtigen Posten entschied allein die SED („Kadersystem

“). D
ie 

G
rundrechte w

aren in der D
D

R außer Kraft gesetzt, obw
ohl sie 

teilw
eise in der Verfassung erw

ähnt w
urden. Insofern ist die 

Zuschreibung „U
nrechtsstaat“ treffend, w

enn auch nicht jeder 
Rechtsakt rückblickend U

nrecht w
ar. 

 1945 

 17. Juni 1953

 13. Aug. 1961 

 1963 – 1971 

 7. O
kt. 1949

 
 

V
erhältnis der beiden deutschen Staaten 

 
D

D
R und BR

D
 standen sich w

ährend des K
alten K

rieges 
äußerst feindselig gegenüber. D

ie BR
D

 w
eigerte sich bis 1972, die 

D
D

R als Staat anzuerkennen, und sprach auch danach von zw
ei 

Staaten einer N
ation. D

ie D
D

R dagegen sah sich als eigene N
ation 

und grenzte sich strikt vom
 W

esten ab. In w
elch geringem

 M
aße 

diese Politik in der Bevölkerung verw
urzelt w

ar, zeigte sich bei der 
V

olkskam
m

erw
ahl vom

 18. M
ärz 1990, die ein überw

ältigendes 
V

otum
 für Freiheit, D

em
okratie und W

iedervereinigung ergab.

Die DDR w
ird international anerkannt. Im

 Inneren kom
m

t  
es unter der Führung von Erich Honecker zu kulturpolitischen Locke-
rungen und zur Einführung um

fangreicher Sozialleistungen. 

 1971 – 1976 

M
assendem

onstrationen führen zum
 M

auerfall und läuten 
einen Um

bruch ein. Am
 18. M

ärz 1990 kom
m

t es zu freien Volkskam
-

m
erw

ahlen, bei denen sich fast die Hälfte der W
ähler/­innen für eine 

rasche Vereinigung m
it der BRD ausspricht. 

 9. N
ov. 1989 

Um
 null Uhr hört die DDR nach fast 41 Jahren auf zu existie­

ren und w
ird Teil der Bundesrepublik. Das G

rundgesetz gilt nun auch 
in Brandenburg, M

ecklenburg­Vorpom
m

ern, Sachsen, Sachsen­Anhalt 
und Thüringen sow

ie in ganz Berlin.

 3. O
kt. 1990 

K
ontrolle und U

nterdrückung
D

ie D
D

R w
ar geprägt von einem

 strengen System
 der Kon trolle 

und U
nterdrückung. M

einungsfreiheit, w
enngleich verfassungs­

rechtlich zugesichert, existierte ebenso w
enig w

ie Pressefreiheit. 
D

as M
inisterium

 für Staatssicherheit (M
fS, im

 Volksm
und 

„Stasi“) w
achte m

ithilfe eines engm
aschigen Spitzelsystem

s 
aus hauptam

tlichen und inoffi
ziellen M

itarbeitern (IM
) über die 

Bürger/­innen. Zw
ischen 1950 und 1990 w

aren insgesam
t etw

a 
624.000 Personen als IM

 tätig. 

D
as U

nterdrückungssystem
 des M

fS funktionierte nur im
 en gen 

Zusam
m

enw
irken m

it der SED, der Volkspolizei und der Justiz. 
So gab es in der D

D
R rund 250.000 po litisch m

otivierte  
G

erichtsurteile. In den 1970er und 1980er Jahren saßen stets 
m

ehr als 3.000 politische H
äftlinge in G

efängnissen w
ie der 

D
D

R­w
eit bekannten H

aftanstalt Bautzen II ein. 

 
 

D
ie m

ilitärisch gesicherte Staatsgrenze zur B
undesrepublik, 

 
also die innerdeutsche G

renze und die B
erliner M

auer, 
w

ar Teil des „Eisernen V
orhangs“ (D

 S. 1) und bedeutete das fak­ 
 ti sche A

usreiseverbot für den überw
iegenden Teil der B

evölke­
rung. W

eit über 100.000 D
D

R­B
ürger/­innen versuchten zw

ischen 
1961 und 1989, die G

renze zw
ischen den M

achtblöcken illegal  
zu überw

inden. M
indestens 600 dieser „ungesetzlichen G

renz­
übertreter“ w

urden auf grund des Schießbefehls von D
D

R­G
renz­

soldaten erschossen bzw
. starben bei ihren Fluchtversuchen. 

N
eben dem

 System
 unm

ittelbarer G
ew

altausübung existierte 
eine um

fassende Praxis der Bevorzugung und Benachteiligung 
von Bürger/-innen entsprechend ihrer N

ähe zum
 SED

-Regim
e. 

D
as betraf Ausbildungs- und Karrierechancen, die W

ohnungs­
vergabe, den Zugang zu Konsum

gütern, Reisem
öglichkeiten 

oder die G
esundheitsfürsorge. 
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In der Sow
jetischen Besatzungszone (SBZ) w

ird die  
D

eutsche D
em

okratische R
epublik (D

D
R

) gegründet. Aus den  
w

estlichen Besatzungszonen w
ar bereits am

 23. M
ai 1949 m

it Inkraft­
treten des G

rundgesetzes die Bundesrepublik Deutschland (BRD)  
hervorgegangen. Für W

est­Berlin bleibt der alliierte Sonderstatus  
erhalten, O

st­Berlin w
ird zur Hauptstadt der DDR (D

 S. 1). 
M

enschen im
 ganzen Land streiken und dem

onstrieren für 
Freiheit und bessere Lebensbedingungen. Die sow

jetische Besatzungs­
m

acht erklärt den Ausnahm
ezustand und schlägt den Volksaufstand 

m
it G

ew
alt nieder, w

obei m
indestens 55 M

enschen sterben. 

Von Septem
ber 1949 bis August 1961 fliehen 2,8 M

illionen 
M

enschen aus der DDR in die BRD („Republikflucht“). Die SED-Führung  
reagiert m

it dem
 M

auerbau (D
 S. 6).

W
irtschaftliche und gesellschaftliche Erneuerungsbestre-

bungen der SED-Führung unter W
alter Ulbricht bleiben in den Anfängen 

stecken und scheitern am
 Reform

unw
illen des SED-Apparates. 

Am
 8. M

ai geht m
it der bedingungslosen Kapitulation der W

ehrm
acht 

der Zw
eite W

eltkrieg in Europa zu Ende. Deutschland w
ird von den alliier­

ten Siegerm
ächten Frankreich, G

roßbritannien, Sow
jetunion und USA in 

vier Besatzungszonen aufgeteilt, Berlin in vier Sektoren. 

H
istorische W

egm
arken

Sozialistische Planw
irtschaft 

G
em

äß der sozialistischen Ideologie w
urde auch die W

irtschaft 
um

gebaut: 

 · D
ie staatlichen W

irtschaftsinstanzen bestim
m

ten unter  
Leitung der SED

 m
ithilfe von Plänen (z. B

. „Fünfjahrplan“) 
die Produktion und V

erteilung aller G
üter und D

ienst­
leistungen und legten deren Preise verbindlich fest. 
 · N

ach 1945 w
urde die G

roßindustrie durch die sow
jetische 

B
esatzungsm

acht enteignet, schrittw
eise in V

olkseigene 
B

etriebe (V
EB

) überführt und som
it verstaatlicht. Privat­

betriebe w
urden nach und nach zurückgedrängt. 

 · D
er G

roßgrundbesitz w
urde ab 1945 durch eine B

odenreform
 

neu aufgeteilt. „Einzelbauern“ m
ussten sich 1960 zu Land-

w
irtschaftlichen P

roduktionsgenossenschaften (LP
G

) 
zusam

m
en schließ

en (Zw
angskollektivierung). So entstand 

eine m
oderne agrarische G

roßproduktion. 

D
ie zentrale Planung der W

irtschaft w
ar ineffi

zient und bürokra­
tisch. D

er W
egfall von Konkurrenz verhinderte Leistungsanrei­

ze. 1972 w
urden die m

eisten Privatbetriebe enteignet, dadurch 
verstärkten sich die Versorgungsproblem

e. Aus dem
 strengen 

Festhalten an der Preisstabilität, ständig steigenden Löhnen 
und den nicht gegenfinanzierten Sozialleistungen resultierte  
ein M

angel an W
aren und D

ienstleistungen aller Art. Für stark 
nachgefragte G

üter w
ie Autos gab es lange W

artelisten. 

 
T

rotz aller Problem
e verfügte die D

D
R

 zum
 Teil über eine  

 
hochentw

ickelte Industrie, etw
a in der C

hem
ie­, Elektro­  

und Textilbranche sow
ie im

 M
aschinenbau, der Feinm

echanik 
und O

ptik. In den 1980er Jahren w
ar m

an in der technologischen 
Entw

icklung jedoch so w
eit zurückgefallen, dass die Produkte 

nicht m
ehr w

eltm
arktfähig w

aren. 

Scheitern der D
D

R
D

ie D
D

R scheiterte nicht zuletzt an dem
 selbst gesteckten  

Anspruch ihrer G
ründergeneration, das „bessere D

eutschland“ 
zu sein. Fünf w

ichtige Faktoren spielten eine Rolle für das 
Scheitern der D

D
R: 

1) M
angelnde Legitim

ation
D

ie DDR konnte sich zu keinem
 Zeitpunkt ihrer Existenz auf eine 

dem
okratische M

ehrheit innerhalb der eigenen Bevölkerung  
stützen. Alle W

ahlen seit 1950 fanden nach einer von der SED  
zusam

m
engestellten Einheitsliste statt. Das Ergebnis von rund  

99 Prozent Zustim
m

ung stand vorher fest.

2) U
nklare Identität

D
ie SED

-Führung versuchte ab 1972, die DDR als eigene N
ation 

m
it eigenen regionalen Traditionen zu definieren. D

iese Ideologie 
schlug jedoch in der Bevölkerung kaum

 W
urzeln. 

3) W
irtschaftlicher N

iedergang
Alle Versuche, die Planw

irtschaft effizienter zu gestalten, schei­
terten an der Reform

unfähigkeit des politischen System
s. D

er 
DDR gelang es nie, die an w

estlichen Konsum
vorstellungen  

ausgerichteten Bedürfnisse ihrer Bevölkerung zu erfüllen. 

4) Perm
anente Verletzung der M

enschen- und B
ürgerrechte

Jeder Versuch einer tiefgreifenden D
em

okratisierung gefährdete 
die M

acht der SED und w
ar desw

egen zum
 Scheitern verurteilt. 

5) Auflösung des O
stblocks

D
ie DDR w

ar historisch gesehen ein Produkt des Kalten Krieges,
also des globalen Konflikts zw

ischen den m
arktw

irtschaftlich  
und dem

okratisch orientierten Staaten unter Führung der USA 
(„W

estm
ächte“) und der kom

m
unistischen Sow

jetunion und ihren 
Satellitenstaaten („O

stblock“). D
er in den 1980er Jahren einset­

zende Zerfall des O
stblocks trug auch zum

 Ende der DDR bei.

M
arxism

us-Leninism
us

U
m

 ihre H
errschaft zu legitim

ieren, bezog sich die SED auf den 
„M

arxism
us-Leninism

us“ als ideologische G
rundlage. Er w

urde 
als w

issenschaftliches System
 verstanden, m

it dem
 die gesell­

schaftliche Entw
icklung allgem

eingültig erklärt und vorherseh­
bar gem

acht w
erden könne. D

ie Lehre galt m
it den W

orten 
Lenins als „allm

ächtig, w
eil sie w

ahr ist“ und w
ar ein verbind-

liches Studienfach für Studierende aller Fachrichtungen. 

Zentrale Begriffe und ihre Bedeutung:

1. K
apitalism

us = ein System
 der A

usbeutung und U
nter­

drückung, das durch Privateigentum
 an Produktionsm

itteln 
gekennzeichnet und durch die R

evolution der „ausgebeuteten 
K

lassen“ (= Proletariat) zu überw
inden ist

2. Im
perialism

us = das höchste und letzte Stadium
 des K

apita­
lism

us, in dem
 G

roßm
ächte w

ie die U
SA

 gem
einsam

 m
it den 

groß
en M

onopolen (m
arktbestim

m
ende G

roßkonzerne) nach 
der W

eltherrschaft greifen 
3. Sozialism

us = die „D
iktatur des Proletariats“, die durch 

G
em

eineigentum
 an den w

ichtigsten Produktionsm
itteln 

gekennzeichnet ist und im
 unversöhnlichen G

egensatz zum
 

K
apitalism

us steht
4. K

om
m

unism
us = klassenlose G

esellschaft nach dem
 w

elt­
w

eiten Sieg des Sozialism
us 

 
K

arl M
arx (1818 – 1883) und Friedrich Engels (1820 –  

 
1895) verfassten 1848 gem

einsam
 das „M

anifest der K
om

­ 
m

unistischen Partei“, das als G
rundlagenw

erk des M
arxism

us 
gilt. W

ladim
ir Iljitsch Lenin (1870 – 1924) entw

ickelte den 
M

arxism
us m

it eigenen W
erken w

eiter (z. B
. „Staat und R

evo­ 
lution“), führte die R

ussische O
ktoberrevolution (1917) an und 

w
urde zum

 G
ründer der Sow

jetunion. 

U
m

strittenes Erinnern
W

ie soll m
an sich heute an die D

D
R erinnern? D

ie Frage ist 
im

m
er w

ieder G
egenstand hitziger D

ebatten. D
ie einen w

eisen 
darauf hin, dass das Leben in der D

D
R nicht ausschließlich 

unfrei w
ar und auch positive Aspekte hatte. Andere fordern, 

das in der D
D

R verübte U
nrecht als solches zu benennen und 

aufzuarbeiten. D
ieser Kam

pf um
 die „D

eutungshoheit zur D
D

R“ 
lässt sich an einigen Stichw

orten verdeutlichen: 

Alltag: D
ie U

nterdrückung durch SED und M
fS haben viele 

M
enschen im

 Alltag nicht w
ahrgenom

m
en, und versucht,  

jenseits von Politik und Ideologie ihr Leben zu gestalten. D
ies 

erscheint vielen ehem
aligen D

D
R­Bürger/­innen im

 Rückblick 
als idyllischer Zustand. 

„Antifaschism
us“: Ihrem

 Selbstverständnis nach w
ar die D

D
R 

ein antifaschistischer Staat und dam
it offi

ziell frei von Rassis­
m

us und Rechtsextrem
ism

us. U
m

 dieses Bild aufrechtzuerhal­
ten, w

urden rassistische Vorfälle verschleiert.

Friedenspolitik: Frieden galt als oberstes G
ebot für die SED, 

doch zugleich lautete die Losung: „D
er Frieden m

uss bew
affnet 

sein.“ Faktisch w
ar die G

esellschaft, nicht zuletzt auch das 
Bildungssystem

, in hohem
 M

aße m
ilitarisiert. 

Solidarität: Es gab in der D
D

R einen großen Zusam
m

enhalt 
unter Kolleginnen, Freunden und Fam

ilie. Allerdings fußte die­
ser nicht zuletzt auf dem

 allgegenw
ärtigen M

angel an G
ütern 

und D
ienstleistungen. 

Soziale Sicherheit: D
ie niedrigen M

ieten, die günstige Kinder­
betreuung oder auch die staatlichen Kredite für Eheleute  
garantierten soziale Sicherheit. D

iese Subventionierung trug 
jedoch zum

 w
irtschaftlichen N

iedergang der D
D

R bei.

Parteidiktatur der SED
In der D

D
R lag alle politische M

acht in den H
änden der Sozia­

listischen Einheitspartei D
eutschlands (SED), die 1946 aus der 

Zw
angsvereinigung der Kom

m
unistischen Partei (KPD) und  

der Sozialdem
okratie (SPD) hervorgegangen w

ar. D
ie übrigen 

Parteien („Blockparteien“) hatten kaum
 M

itspracherechte,  
w

eshalb m
an von einer Parteidiktatur sprechen kann. O

berstes 
M

achtorgan des Staates w
ar das Politbüro des Zentralkom

i-
tees (ZK

) der SED, das alle w
ichtigen Fragen entschied. D

ie 
SED beanspruchte und praktizierte die Vorherrschaft in allen 
Be reichen des gesellschaftlichen Lebens, w

as sich nicht zuletzt 
im

 ideologisch geprägten Erziehungssystem
 w

iderspiegelte. 

U
nterhalb des Politbüros existierte eine D

oppelstruktur von 
Partei- und Staatsapparat. D

ie Instanzen der Partei w
aren 

dabei allen staatlichen G
rem

ien (Exekutive, Legislative, Judika­
tive) gegenüber w

eisungsberechtigt. Ü
ber die Besetzung von 

w
ichtigen Posten entschied allein die SED („Kadersystem

“). D
ie 

G
rundrechte w

aren in der D
D

R außer Kraft gesetzt, obw
ohl sie 

teilw
eise in der Verfassung erw

ähnt w
urden. Insofern ist die 

Zuschreibung „U
nrechtsstaat“ treffend, w

enn auch nicht jeder 
Rechtsakt rückblickend U

nrecht w
ar. 

 1945 

 17. Juni 1953

 13. Aug. 1961 

 1963 – 1971 

 7. O
kt. 1949

 
 

V
erhältnis der beiden deutschen Staaten 

 
D

D
R und BR

D
 standen sich w

ährend des K
alten K

rieges 
äußerst feindselig gegenüber. D

ie BR
D

 w
eigerte sich bis 1972, die 

D
D

R als Staat anzuerkennen, und sprach auch danach von zw
ei 

Staaten einer N
ation. D

ie D
D

R dagegen sah sich als eigene N
ation 

und grenzte sich strikt vom
 W

esten ab. In w
elch geringem

 M
aße 

diese Politik in der Bevölkerung verw
urzelt w

ar, zeigte sich bei der 
V

olkskam
m

erw
ahl vom

 18. M
ärz 1990, die ein überw

ältigendes 
V

otum
 für Freiheit, D

em
okratie und W

iedervereinigung ergab.

Die DDR w
ird international anerkannt. Im

 Inneren kom
m

t  
es unter der Führung von Erich Honecker zu kulturpolitischen Locke-
rungen und zur Einführung um

fangreicher Sozialleistungen. 

 1971 – 1976 

M
assendem

onstrationen führen zum
 M

auerfall und läuten 
einen Um

bruch ein. Am
 18. M

ärz 1990 kom
m

t es zu freien Volkskam
-

m
erw

ahlen, bei denen sich fast die Hälfte der W
ähler/­innen für eine 

rasche Vereinigung m
it der BRD ausspricht. 

 9. N
ov. 1989 

Um
 null Uhr hört die DDR nach fast 41 Jahren auf zu existie­

ren und w
ird Teil der Bundesrepublik. Das G

rundgesetz gilt nun auch 
in Brandenburg, M

ecklenburg­Vorpom
m

ern, Sachsen, Sachsen­Anhalt 
und Thüringen sow

ie in ganz Berlin.

 3. O
kt. 1990 

K
ontrolle und U

nterdrückung
D

ie D
D

R w
ar geprägt von einem

 strengen System
 der Kon trolle 

und U
nterdrückung. M

einungsfreiheit, w
enngleich verfassungs­

rechtlich zugesichert, existierte ebenso w
enig w

ie Pressefreiheit. 
D

as M
inisterium

 für Staatssicherheit (M
fS, im

 Volksm
und 

„Stasi“) w
achte m

ithilfe eines engm
aschigen Spitzelsystem

s 
aus hauptam

tlichen und inoffi
ziellen M

itarbeitern (IM
) über die 

Bürger/­innen. Zw
ischen 1950 und 1990 w

aren insgesam
t etw

a 
624.000 Personen als IM

 tätig. 

D
as U

nterdrückungssystem
 des M

fS funktionierte nur im
 en gen 

Zusam
m

enw
irken m

it der SED, der Volkspolizei und der Justiz. 
So gab es in der D

D
R rund 250.000 po litisch m

otivierte  
G

erichtsurteile. In den 1970er und 1980er Jahren saßen stets 
m

ehr als 3.000 politische H
äftlinge in G

efängnissen w
ie der 

D
D

R­w
eit bekannten H

aftanstalt Bautzen II ein. 

 
 

D
ie m

ilitärisch gesicherte Staatsgrenze zur B
undesrepublik, 

 
also die innerdeutsche G

renze und die B
erliner M

auer, 
w

ar Teil des „Eisernen V
orhangs“ (D

 S. 1) und bedeutete das fak­ 
 ti sche A

usreiseverbot für den überw
iegenden Teil der B

evölke­
rung. W

eit über 100.000 D
D

R­B
ürger/­innen versuchten zw

ischen 
1961 und 1989, die G

renze zw
ischen den M

achtblöcken illegal  
zu überw

inden. M
indestens 600 dieser „ungesetzlichen G

renz­
übertreter“ w

urden auf grund des Schießbefehls von D
D

R­G
renz­

soldaten erschossen bzw
. starben bei ihren Fluchtversuchen. 

N
eben dem

 System
 unm

ittelbarer G
ew

altausübung existierte 
eine um

fassende Praxis der Bevorzugung und Benachteiligung 
von Bürger/-innen entsprechend ihrer N

ähe zum
 SED

-Regim
e. 

D
as betraf Ausbildungs- und Karrierechancen, die W

ohnungs­
vergabe, den Zugang zu Konsum

gütern, Reisem
öglichkeiten 

oder die G
esundheitsfürsorge. 
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